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Vertreter der Betroffenen am Runden Tisch Grundwassermanagement 2012 und im Aktionsbündnis für Trockene Keller beim VDGN für den Einzugs- und Einflussbereich des Wasserwerkes Johannisthal (WJ) – Ortsteile Buckow-Ost, Rudow, Johannisthal, Späthsfelde und Baumschulenweg. 

Wir engagieren uns für eine siedlungs-, gesundheits- und umweltverträgliche Grundwasserpolitik des Landes Berlin / Berliner Senats

www.grundwassernotlage-berlin.de – Informations- und Nachschlagewerk für Betroffene / Berliner Senat / Berliner Abgeordnete / Interessierte      Heilen statt Zerstören!       Berlin, im September 2015

Abgeordnetenhaus von Berlin

Petitionsausschuss

10111 Berlin-Mitte
pet@parlament-berlin.de
Betreff: Petition zur Behebung der Grundwassernotlage im Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel

Sehr geehrte Damen und Herren,

bereits mit unseren Petitionen vom 14.01.2015, 03.02.2015 und 31.05.2015 – siehe Rubrik Petitionen unter  
www.grundwassernotlage-berlin.d

 HYPERLINK "http://www.grundwassernotlage-berlin.de/"
e –  wiesen wir auf die zahlreichen Versuche des Berliner Senats hin, durch unsachliche Darstellung die Ergebnisse des Runden Tisches Grundwassermanagement 2012 soweit zu manipulieren, bis folgerichtig nur das Übertragen des Berlin-weiten Grundwassermanagements mit siedlungs-, gesundheits- und umweltverträglicher Grundwasserstandssteuerung einschließlich seiner Finanzierung auf die betroffene Bevölkerung – verbrämt als „Hilfe zur Selbsthilfe“ ausgegeben – übrig blieb. 

In dieses Ansinnen passen die weiteren Handlungsweisen des Senats bei der Umsetzung der Pilotprojekte.
1. Fehlende Einbindung der Betroffenenvertreter 
Schon  in die Vorbereitungsphase der Pilotprojekte sollten die Vertreter der Betroffenen am Runden Tisch 2012 eingebunden werden; das ist bis heute für das Pilotprojekt Buckower-Rudower Blumenviertel nicht geschehen. Stattdessen:  Handeln nach Gutsherrenart!    Bürgernähe?   Sozial?   Demokratisch? 
2. „Kellervernässungen“ vs. Gefährdung der staatlich geprüften und bescheinigten Standsicherheit
Die im Juli 2014 flächendeckend im Buckower-Rudower Blumenviertel und in seinen angrenzenden Gebieten durchgeführte Fragebogenaktion der Senatsumweltverwaltung zur „Vernässungssituation“ von ca. 4.000 Gebäuden wurde ebenso ohne Absprache mit den Vertretern der Betroffenen durchgeführt. 

Die Aktion führte zu irregulären Ergebnissen, die wir nachstehend darlegen. 

Das Buckower-Rudower Blumenviertel (BRB) ist ein potentielles Sumpf- und Überschwemmungsgebiet im Berliner Urstromtal (Grundwasser nahe den Oberflächen). Erst durch die Förderung des Grundwassers zu Trinkwasserzwecken im nahe gelegenen Wasserwerk Johannisthal (WJ) konnten die Grundwasserpegel soweit abgesenkt werden, dass hier nutzbarer Grund und Boden (Bauland) gewonnen werden konnte. In den Jahren 1959 (Festsetzung der Bebauungspläne) bis 1989 wurden vom Bauaufsichtsamt Neukölln ca. 4.000 Gebäude im BRB genehmigt. Mit der Baugenehmigung bescheinigte die Bauaufsichtsbehörde nach   § 62 (58) BauO Bln dem Bauherrn, dass sein Vorhaben den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entspricht, wozu selbstverständlich auch die Anforderungen an die Standsicherheit nach § 13 (12) BauO Bln zählten.

Da hoch anstehendes Grundwasser im Bauaufsichtsamt Neukölln über 30 Jahre hinweg trotz öffentlich-rechtlicher Vorschrift keiner Prüfung unterlag, ist die große Mehrheit der Gebäude im BRB statisch gegen hohe Grundwasserstände, auch wenn sie mit schwarzer oder weißer Wanne gebaut wurden, ungeschützt.
In Vorbereitung ihres als „Hilfe zur Selbsthilfe“ vorgesehenen Pilotprojektes für das BRB sandte die Senatsumweltverwaltung flächendeckend im Juli 2014 Fragebogen an alle Eigentümer zur Betroffenheit ihrer Gebäude von „Vernässungen“. Es wurde u. a. nach der Tiefe der Kellersohle unter Gelände gefragt. Die meisten Eigentümer verstanden darunter anscheinend den Abstand zwischen Geländeoberfläche und Oberkante Bodenplatte, statt zwischen Geländeoberfläche und Fundamentunterkante. 

Die Senatsverwaltung suggerierte mit ihrer Fragestellung, dass erst beim Auftreten / Sichtbarwerden von „Vernässungen“ im Keller eine Gefährdung der Gebäudesubstanzen (Standsicherheit!) gegeben ist. 
Das ist falsch!
Richtig ist dagegen, dass bereits eine Gefährdung der öffentlich-rechtlich bescheinigten Standsicherheit des Gebäudes eintritt, sobald das  Grundwasser die Unterkante der Fundamente, für die Betroffenen nicht sichtbar / nicht erkennbar, erreicht hat und damit dem Baugrund seine Standfestigkeit entzogen wird. 
3. Wie die Gefährdungssituation durch das Grundwasser im BRB tatsächlich ermittelt werden muss
1. Das Maß der Gefährdung der Standsicherheit = der Betroffenheit der Gebäude ist gemäß der von der Senatsumweltverwaltung bereits im Jahr 1994 in Auftrag gegebenen „Gutachtlichen Stellungnahme über Schäden an Kellern von Einfamilienhäusern durch ansteigendes Grundwasser – Möglichkeiten einer nachträglichen Sanierung“  unter „Grundbruch“ auf den Seiten 16 ff. zu ermitteln:                                                                                                                                                     Sobald das Grundwasser in den kiesigen Böden die Fundamentunterkante erreicht, sind die Baugrundverhältnisse um 40 % niedriger zu bewerten. Kann das Grundwasser in den Bereich der Fundamente steigen, so ist über Baugrunduntersuchungen und Berechnungen durch Sonderfachleute die Statik (Gefährdung der Standsicherheit) des Gebäudes zu überprüfen → DIN 1054 und DIN 4017.
2. In die Berechnungen zum Maß der Gefährdung der Standsicherheit – der Betroffenheit – der Gebäude und zur Ermittlung des erforderlichen Grundwasserabsenkungszieles gehen ein (siehe auch anliegende Skizze und Tabelle): 

· der zu erwartende Höchstgrundwasserstand in + m NHN (zeHGW) → von SenUm zu ermitteln,

· die Grundstücksoberfläche in + m NHN → aus Lageplänen im Bauaktenarchiv des Bezirksamts Neukölln oder bei den Eigentümern und
· die Tiefenlage des Gebäudes bis zur Unterkante seiner Fundamente in + m NHN und die Breite der Fundamente als Sicherheitsabstand des Grundwassers zu den Fundamenten →  aus Bauplänen der Gebäude im Bauaktenarchiv des Bezirksamts Neukölln oder bei den Eigentümern.
Auf Grund der hohen zeHGW zeichnet sich im BRB tatsächlich eine große flächenhafte Betroffenheit ab:

Der zeHGW dürfte bei ca. 80 % bis 90 % der ca. 4.000 Gebäude im BRB zumindest im Bereich der Fundamente liegen. Diese Gebäude sind betroffen und potentiell in ihrer Standsicherheit gefährdet. Dementsprechend sind die Absenkungsziele der Grundwasserstände festzulegen (siehe beigefügte Tabelle und Skizze ...). Siehe auch Antrag der Fraktion Die Linke: Drucksache 17/2346.
4. Kann die Ermittlung zur Betroffenheit von hohen Grundwasserständen im BRB durch die Senatsumweltverwaltung noch Grundlage für ein dortiges Pilotprojekt sein?
Somit sind aber die unter 2. genannten Angaben der Betroffenen zur Ermittlung von anzustrebenden / einzuhaltenden Grundwasserständen, die eine Gefährdung der Standsicherheit der Gebäude ausschließen sollen, völlig ungeeignet. 

Auch die von der Senatsverwaltung ermittelten und ihrer Auswertung zugrunde gelegten angeblichen Höhenlagen der Grundstücksoberflächen unterliegen einer zu groben Auflösung. 

Dennoch zog der Staatssekretär der Senatsumweltverwaltung, Herr Gaebler, aus seiner Fragebogenaktion den folgenden Schluss, nachzulesen im Wortprotokoll StadtUm 17/59 vom 27. Mai 2015 auf Seite 32:
Gerade im Blumenviertel hat jetzt eine Befragung stattgefunden, um einfach die Datengrundlage zu haben, auf der man dann weiterarbeiten kann. Es wird jetzt ein Gutachten geben, das anhand dessen, was jetzt ganz konkret dort vor Ort festgestellt worden ist, noch mal guckt: Sind Einzel- oder Gesamtlösungen zielführender? Auch da noch mal der Hinweis: Das Blumenviertel ist insofern immer ein gutes Beispiel, weil im Blumenviertel eben nicht alle Keller diese Wasserprobleme haben. Es ist, glaube ich, sogar die geringere Zahl der Häuser, die dort vertreten sind.
Warnung! Die Angaben in den eingereichten Fragebogen entsprechen nicht den Anforderungen an eine den Baunormen entsprechende Datengrundlage, auf der der Staatssekretär „weiterarbeiten“ kann.
5. Sanierung durch die Hauseigentümer
In der „Gutachtlichen Stellungnahme ...“  wird bei Grundwasserständen, die oberhalb der Fundamentunter-kante anstehen (zeHGW), als einzige Sanierungsmöglichkeit die sog. „Innentrogabdichtung“ aufgeführt.

Die Maßnahme ist äußerst teuer (ca. 150.000,- € / EFH). Sie ist technisch sehr aufwändig. Sie ist kritisch zu betrachten, da sich die neue Konstruktion auf die vorhandene alte Bausubstanz stützen muss, die weiterhin der Verrottung durch das hoch anstehende Grundwasser ausgesetzt bliebe. 

Eine Sanierung der Gebäude mittels einer „Innentrogabdichtung“ ist auch mit öffentlichen Krediten für die Hauseigentümer im BRB unakzeptabel. 

Der dazu im BRB erforderliche finanzielle Aufwand für Kredite oder Fonds läge bei einer Betroffenheit von 80 bis 90 % der Gebäude zwischen ca. 480 Mio. € und 540 Mio. €!
Einige Eigentümer haben in Unkenntnis der Fakten ihre Gebäude außerhalb dieser Maßnahme  „preisgünstig“ sanieren lassen. Sie mussten erleben, dass das Grundwasser wieder in ihre Keller drang.
6. Was die gesetzliche Grundlage und die Sanierung des WJ durch den Bund gebieten
Die Grundwasserstände wurden zwischen 1959 und 1989 durch entsprechende Fördermengen im WJ auf einem für das BRB siedlungsverträglichen Niveau gehalten (siehe Anlage Rohwasserfördermenge...).. 

Damit sind Äußerungen der BWB, siehe Wortprotokoll StadtUm 17/59 vom 27.05 2015 – Seite 25, widerlegt.

Nach erfolgreicher Sanierung kann das WJ mit entsprechenden Fördermengen und eventuell erforderlichen Ergänzungsfördermengen nach § 37 a BWG / präzisiertem § 37 a BWG (in spe) wieder, wie bis 1989, seine siedlungs-, gesundheits- und umweltverträgliche Grundwasserstandssteuerung für die Ortsteile Buckow-Ost und Rudow (ca. 4.000 Gebäude) sowie Johannisthal, Späthsfelde und Baumschulenweg (ca. 1.500 Gebäude) übernehmen. Siehe unsere Vorschläge zum Runden Tisch Grundwassermanagement 2012 unter  www.grundwassernotlage-berlin.de in der Rubrik Runder Tisch Grundwassermanagement 2012, Auswertung der Maßnahmenvorschläge.
Achtung! Eine Stilllegung des WJ führt zu Rückzahlungsforderungen des Bundes in Höhe von Millionen Euro, da das WJ wesentlicher Aufgabenbereich in dem vom Bund überwiegend finanzierten Ökologischen Großprojekt Berlin (ÖGP), der Altlastensanierung im Südosten Berlins, war und anscheinend immer noch ist. Die drohende Sulfatbelastung von Berliner Wasserwerken zwingt zur Offenhaltung des kaum belasteten WJ.
7.  Fazit
· Die Fragebogenaktion der Senatsumweltverwaltung bei den Hauseigentümern im BRB brachte keine belastbaren Daten, um damit die anzustrebenden / einzuhaltenden Grundwasserstände zu ermitteln und eine Gefährdung der Standsicherheit der Gebäude auszuschließen.              Warnung!!: Ein weiteres, von Herrn Gaebler avisiertes Gutachten, das sich auf diese ungenauen Daten stützen soll, führt im BRB zu keinem Ergebnis, das die reale Gefährdungssituation im BRB widerspiegelt, geschweige denn auf ähnlich betroffene Gebiete in Berlin übertragen werden kann.
· Es muss davon ausgegangen werden, dass die zeHGW , die den natürlichen Grundwasserständen sehr nahe kommen, flächendeckend zumindest in die Fundamente und damit in die Bausubstanzen der meisten Gebäude (ca. 80 % bis 90 %)  im BRB eindringen: Gefährdung ihrer Standsicherheit!

· Die Ermittlungen müssen entsprechend den Vorgaben in der von der Verwaltung im Jahr 1994 selbst in Auftrag gegebenen, oben unter 3.1 und 3.2 beschriebenen „Gutachtlichen Stellungnahme über Schäden an Kellern von Einfamilienhäusern durch ansteigendes Grundwasser – Möglichkeiten einer nachträglichen Sanierung“  vorgenommen werden. Das Gutachten liegt SenUm vor.

· Eine Sanierung der Gebäude mittels einer „Innentrogabdichtung“ ist auch mit öffentlichen Krediten für die Hauseigentümer im BRB unakzeptabel. Der für das BRB erforderliche finanzielle Aufwand für Kredite oder Fonds läge zwischen ca. 480 Mio. € und 540 Mio. €! 
8. Die Forderungen der Betroffenen
Wir fordern auf Grundlage der gesetzlichen Vorgaben (§ 37 a BWG mit Begründung und Einzelbegründung)

· die Einbindung der Kompetenz der Vertreter der Betroffenen in die Umsetzung der Pilotprojekte, 

· die Ermittlungen der Betroffenheit im BRB entsprechend Punkt 3.1 und 3.2 (siehe oben) und

· die Ertüchtigung des sanierten WJ zur Trinkwasserversorgung der Bevölkerung, so dass es – wie bis 1989 – die Grundwasserstände im BRB auf einem siedlungsverträglichen Niveau halten kann.
Die Betroffenen haben die Grundwassernotlage in Berlin weder verursacht, noch zu verantworten, geschweige denn ihre Behebung zu finanzieren!
Anlagen

· Tabelle, Skizze, Rohwasserfördermengen 
